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Vorbemerkung 

Für die teilweise ausführlichen Interviews zum Fall Littmann, 
deren Ergebnisse wir verwendet haben, haben sich Walter 
Möllert, Fritz Opel, Wolfgang Rudzio, Dorothee Vorbeck 
und Fred Zander geduldig zur Verfügung gestellt. Ihnen und 
allen anderen, die uns mit Informationen und Hinweisen ge­
holfen haben, danken wir herzlich. Besonders verpflichtet sind 
wir Sigmar Geiselberger, der uns sein umfangreiches Archiv 
überlassen hat; ohne seine Hilfe hätten wir die Studie über die 
Münchener SPD nicht schreiben können. Eberhard Schmidt, 
der uns seine Sammlung von Pressekommentaren zum »Fall 
Vogel<< zur Verfügung gestellt hat, danken wir ebenfalls. Es 
ist selbstverständlich, daß wir für alle sachlichen Fehler ebenso 
wie für unsere Schlußfolgerungen allein die Verantwortung 
tragen. 

s.s. 
w.s. 





Zur Abwehr politischer Beteiligung 

Der säkulare Bedeutungszuwachs politischer Prozesse und 
Entscheidungen für  Gegenwart und Zukunft der  entwickelten 
kapitalist ischen Gesellschaften hat diejenige Schule sozialwis­
senschaftliehen Denkens, die sich auf die Tradition der politi­
schen Okonomie beruft, vor teilweise beträchtl iche Probleme 
gestel l t  und sie gezwungen, vertraute Kategorien und Erk lä­
rungen in Zweifel zu ziehen, zu revidieren oder gar aufzuge­
ben. Vor allem zwei Erscheinungen waren es, die nicht nur 
theoretische Kontroversen innerhalb des Marxismus ausgelöst 
haben . Zunächst mußte in dem Ausmaß, in dem das Verhält­
nis von Okonomie und Politik s ich dadurch verschob, daß der 
Staat eine zunehmend aktive, dauerhafte und unersetzl iche 
Planungs- und Lenkungsinstanz für das Funktionieren der 
Wirtschaft wurde, die k lassische Unterscheidung von Basis und 
Überbau und mit ihr a l le  reduktionistischen Erklärungsansätze 
politischer Prozesse immer fragl icher werden. >>Eine Betrach­
tungsweise, die die ökonomischen Bewegungsgesetze der Ge­
sell schaft methodisch zunächst einmal isoliert, kann nur solange 
beanspruchen, schlechthin den Lebenszusammenhang der Ge­
sellschaft in seinen wesentl ichen Kategorien zu erfassen, als 
Politik von der ökonomischen Basis abhängig ist, und nicht 
diese umgekehrt auch schon als eine Funktion der mit politi­
schem Selbstbewußtsein ausgetragenen Konflikte begriffen 
werden muß. « 1  
Wenn aber eine Sphäre der Okonomie jenseits von Polit ik,  
wenn Gesellschaft ohne p lanende und lenkende Eingriffe poli­
tischer Instanzen nicht mehr denkbar sind, dann kann man 
auch nicht mehr zwischen einer die gesellschaftl ichen Ziele be­
stimmenden und einer anderen, in  a l lem abhängigen Instanz 
unterscheiden, weil man in Rechnung stel len muß, daß das 
ökonomische Interesse ebenso wie das rein technische Funktio­
nieren der kapitalistischen Wirtschaft immer schon politisch 
vermittelt ist .  Damit aber droht zusammen mit der eindeuti­
gen Trennung von Staat und Gese l lschaft auch jener Bezugs-

' ]. Habermas,  Zwischen Philosophie und Wissenschaft: Marxismus als 
Kritik, i n : ders . ,  Theorie und Praxis, Ncuwied 1 96 3 ,  S .  1 6 3 .  
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punkt verloren zu gehen, der der Frage nach Autonomie ode:r 
Abhängigkeit pol it ischer Entscheidungen a l l e in  Sinn ver leihen 
kann. In  dem Maße, wie der ökonomische Entwick lungspro­
zeß der Gese l l schaft nicht mehr von objektiven Gesetzmäßig­
keiten gesteuert wird, sondern auf aktives pol it isches Eingrei­
fen angewiesen ist, ergibt sich aus den faktischen sozialen und 
ökonomischen Machtverhältn issen nicht mehr ohne wei teres ein 
objektives und vorpol it isch feststehendes herrschendes I nter­
esse, das den Charakter der Gese l l schaft bestimmt und das ge­
gebenenfa l l s  auf dem Weg über die pol it ischen Instanzen der 
Gese l lschaft als  ihr ko l l ektives Interesse aufgezwungen werden 
kann. 2 
Dadurch, daß die ökonomische Basis von polit ischer Dauer­
intervention abhängig geworden ist, s ind auch die gesel l schaft­
l i chen Machtverhä l tnisse zu einem politischen Sachverhalt  ge­
worden, zu einem Gegenstand und einem Ergebnis polit ischer 
Entscheidung ; und weil die Okonomie heute weitgehend zur 
pol itischen Disposition steht, sind auch die kapital istischen 
Machtverhäl tnisse darauf angewiesen , s ich innerhalb von poli­
tischen Institutionen und Entscheidungsprozessen zu behaup­
ten bzw. sich polit isch garantieren zu l assen. 
Der zweite Aspekt des ,, WachstumS << des politischen Systems, 
der zu einer Erweiterung der Grundannahmen der pol itischen 
Okonomie führen mußte, betrifft die mit dem Obergang zum 
staatl ichen Dauerintervention ismus einhergehende Offnung der 
pol itischen Institutionen, d .  h .  die mindestens prinzipiel l e  Ab­
lösung des Zugangs zur polit ischen Macht vom Status inner­
halb der Sozia l struktur .  Einerseits fand hierin die wachsende 
Unabhängigkeit politischer Entscheidungen von ökonomischen 
Machtverhältn issen ihren institutionel len und rechtl ichen Aus­
druck; das pol it ische System konnte sich durch die Ausdehnung 
des a l lgemeinen, freien und geheimen Wahl rechts gegenüber 

2 Vgl .  h i erzu  auch :  Ins t i tu t  für  G esel lsch aftswi ssen schaften be im ZK der  
SED, Der Imperialismus der BRD, Bcr l in  1 9 7 1, S.  100, w o  es für unr ich t i g  
erklärt w i rd ,  >>den  S taa t  a l s  mehr oder  wen iger neben  den Monopolen 
stehend, a l s  nur  admin i s trat ives lnr.;t rumcnt ,  das  von den  Monopolen  zur 
E inw i rkung  auf  d ie  gesamte Wi rtschaft benutz t  wird,  1u bet rachten«, sowie 
a . a .O . ,  S .  r o r ,  wo festgestel l t  w i rd ,  » daß mir  der  Theor ie  von dGr Unter­
ordnung  des Staates unter  d i e  Mach t  der  Monopole das  Wesen des s taats­
monopol i s t i sch en Kapi ta l i smus ,  die Bezi ehu ngen z w i schen Mon opolen und 
Staat, n i ch t  voll crfaßt werden kön nen." 
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den etabl ierten gesel lschaftlichen Interessen auf neue, eigene 
Entscheidungsprämissen stützen . Andererseits wurde durch die 
Gewährung formaler Bete i l igungschancen ein Problem in den 
Vordergrund gerückt, das die marxistische Gesellschaftstheorie  
im Unterschied zu anderen soziologischen Schulen vernachläs­
sigt hat : das der Legitimation und der Legitimationsbedürftig­
keit von Herrschaftsordnungen . Gewiß ist es nicht falsch, wenn 
man in  der Liberalis ierung der politischen Willensbi ldung auch 
den Versuch herrschender Gruppen sieht, eine zunehmend kriti­
sierte Vertei lung der gesel lschaftlichen Macht und der wirt­
schaftlichen Ressourcen durch effektivere Konsensbi ldungs­
mechan ismen zu stabil is ieren. Gewiß hat die Demokratis ierung 
in mancher Hinsicht die Stabi l ität des  kapital ist ischen Systems 
vergrößert ; zugleich aber sind die Risiken für die von den 
kapital istischen Vertei lungsmechanismen privi legierten Grup­
pen gestiegen . Nicht nur, daß ohne Demokratisierung und 
ohne ein Minimum an Konsens das  polit ische System gegenüber 
seiner ökonomisch-gesel lschaftlichen Basis zu schwach wäre, um 
seine Steuerungsfunktionen zu erfü l len - darüber hinaus s ind 
diejen igen Institutionen, die der  Liberalis ierungsprozeß geöff­
net hat, ja nicht irgendwelche bedeutungslosen Einrichtungen 
am Rande der gesel lschaftlichen Machtstruktur, sondern sie 
s ind für die ökonomische Reproduktion von unersetzl icher Be­
deutung. Die paral lelen Prozesse der Demokratis ierung und 
Verselbständigung gerade der immer wichtiger werdenden po­
liti schen Institutionen sind der sichtbare Ausdruck dafü r, 
daß die politische Integration von einem gewissen Ent­
wicklungsstand an als eigenständige und gleichwertige Aufgabe 
zur ökonomischen Steuerung hinzutritt . Das Problem besteht 
nun darin,  daß beide Komponenten des Bestandsproblems 
kapital istischer Herrschaft in  irgendeiner Form miteinander i n  
Einklang gebracht u n d  kompatibel gelöst werden müssen. Da­
durch, daß dabei jene gesamtgesel lschaftlichen Ziele, nach denen 
sich der Charakter der Gesellschaft bestimmt und in  denen s ich 
ausdrückt, welches strukturelle Interesse das historisch stärkere 
ist , i n  politischen Willensbi ldungsprozessen festgelegt, d .  h.  
mindestens rudimentär legit imiert werden müssen, gelangt das 
politische System in  eine strategische Position : es wird zum 
Verteiler auch gesel lschaftl icher Macht.  Unter diesen Umstän­
den hängt die Fortdauer k apital i s t i scher Herrschaft offenbar 

I I 



davon ab, daß die im politischen System möglichen Entschei­
dungen aus in  ihm selbst l i egenden Gründen auf einen 
Bereich eingeschränkt s ind,  i n  dem fundamentale Interessen an 
freier privater Verfügung über gesel lschaftl ichen Reichtum, am 
Fortbestand bestimmter Vertei lungsmechanismen sowie an der 
ungleichen Vertei lung faktischer politischer Einflußchancen 
n icht verletzt werden . Denn die gewachsene Bedeutung 
pol it ischer, d .  h .  auf Konsensbi ldung angewiesener Institu­
tionen führt nur dann n icht zu neuen gesellschaftl ichen Zielen 
und Strukturen, wenn institutionell gesichert ist, daß ohne 
Legitimationsverlust die polit ische Interpretation des System­
interesses n ichts anderes erbringt als jenes Kapital interesse, das 
außerhalb von Politik nicht mehr interpretiert werden kann.  
A l s  das zentrale Problem der Erhaltung kapitalist ischer Herr­
schaft erscheint demnach, ob politische Strukturen gefunden 
und gesichert werden können, die imstande sind, dem Inter­
esse an privater Kapitalverwertung konforme Entscheidungen 
und zugleich auf breiter Basis ruhenden Konsens zu produzie­
ren, bzw. die nach unten offen sein und Betei l igung zulassen 
können, ohne daß die Interessen einer pr ivi legierten Minder­
heit dadurch i n  ihrem Kern gefährdet werden . Die Demokra­
tisierung eines dauerhaft in  den Wirtschaftsprozeß intervenie­
renden Staates konnte vom Standpunkt einer herrschenden 
Minderheit nur unter der Voraussetzung hingenommen wer­
den, daß der systemnotwendige Konsens auch in den Grenzen 
des Systems verbleiben und daß zwischen den politischen In­
stitutionen und den Inhabern gesel lschaftlicher Macht keine 
systemzerreißenden Konflikte erwachsen würden. Um zu über­
leben, mußte der Kapitalismus sich von einem gesel l schaftlichen 
Machtverhältnis in  eine pol itische Struktur, in ein legitimes 
System der Wil lensbi ldung verwande ln .  Aber wei l dies die 
Identität des Kapital ismus nicht aufheben , sondern im Gegen­
tei l  retten sollte, konnte es auch die im Wesen des Kapital ismus 
l iegenden Widersprüche nicht aufheben ; durch die Verwand­
lung i n  ein politisches Verhältnis s ind sie ledigl ich verschoben 
worden. Zwar konnten die k risenhaften ökonomischen Aus­
wirkungen der Verfügung Weniger über den gesel l schaftlichen 
Reichtum durch die Kompensationstechniken keynesianischer 
Wirtschaftspolit ik weitgehend beseitigt werden ; dafür aber ent­
stand, aus denselben Ursachen, e in a l lgemeines und nicht weni-
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ger systembedrohendes Konsensproblem. Während nämlich 
einerseits der Konsensbedarf des Kapitalismus so sehr gewach­
sen war, daß er nur noch durch Offnung und Liberalisierung 
der politischen Institutionen und Gewährleistung von Betei l i­
gungschancen befriedigt werden konnte, machten sich auf der 
anderen Seite sehr rasch die Grenzen der Legitimationsfähigkeit 
kapital istischer Machtvertei lung bemerkbar. Das Problem be­
stand und besteht darin, daß die Legitimität von Entscheidun­
gen im a l lgemeinen von der Anzahl der gleichberechtigt zuge­
l assenen Alternativen, deren Ausschluß nicht von außen, son­
dern nur durch den freien Entschluß der Beteiligten bewirkt 
werden darf, sowie von der mindestens formal g leichberech­
tigten Betei l igung möglichst v ieler, wenn nicht a l ler, die die 
Entscheidung für legitim halten sol len, abhängt. Die Anwen­
dung dieser effektivsten Mittel , um irgendeiner Politik, einem 
Zustand, einem einzelnen Plan möglichst breite,  aktive Zu­
stimmung zu sichern, ist aber stets dann gefährl ich, wenn das, 
wofür Legitimität beschafft werden sol l ,  einem Vergleich mit 
ernsthaften Alternativen nicht standhalten kann bzw. al le in 
durch breite Betei l igung der Betroffenen in seinem Wesen ver­
ändert, angegriffen oder zerstört wird. Dies gi lt  ganz offensicht­
l ich für die zentralen Komponenten kapitalist ischer Macht, die, 
wenn die günstigsten Bedingungen für starke Legitimationen 
bestehen, am wenigsten legitimierbar sind, die der Legitima­
tion mehr denn je bedürfen und denen die wirksamsten For­
men der Legitimierung nicht recht zu Gebote stehen.  Es ist 
dieses Dilemma, das Struktur und Funktion des politischen 
Systems des organ isierten Kapital ismus bestimmt. Nicht legi­
timationsfähige Zustände müssen legitimiert werden ; Entschei­
dungsprozesse müssen offen und zugleich nicht offen sein ; Be­
tei l igungschancen müssen angeboten, aber sie dürfen nicht ge­
nutzt werden; freie Entscheidungen müssen stattfinden, aber 
das Ergebnis muß vorher schon feststehen ; ein Zustand muß 
aktiv verteidigt werden, den niemand aktiv verteidigen 
möchte. 
Offensichtlich reichen, wie Claus Offe festgestel l t  hat, die tra­
ditionellen Konflikttheorien der gesamtgesel lschaftl ichen Ent­
wicklung zur Analyse dieser historisch neuen Situation nicht 
mehr aus. >>Wei l  wir das politische Herrschaftssystem << ,  schreibt 
Offe, » n icht mehr als b loßen Reflex oder bloß subsidiäre Or-
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ganisation zur Absicherung gese l l schaftl icher Interessen begrei­
fen können, s ind wir genötigt, die traditionel len Versuche auf­
zugeben, die sich die Rekonstruktion des pol it ischen Systems 
und seiner Funktionen aus der pol itischen Okonomie zur Auf­
gabe gemacht haben . <d Wenn aber die gesamtgesel l schaftliche 
Entwicklung nur noch der >> systemtheoretische[ n ]  Analyse 
pol itischer Herrschaft, die vom Integrationsansatz ausgeht <<\ 
zugängl ich sein sol l ,  dann ist es fragl ich, wie jene Dimension 
von Repressiv ität und Emanzipation, die dem Begriff der 
Herrschaft seinen praktischen Sinn ver leiht, theoretisch gerettet 
werden kann .  Denn der systemtheoretische Ansatz weist zu­
mindest die Tendenz auf, polit ische Macht ausschl ießl ich als 
funktionalen Mechanismus zu beschreiben und in einer un­
gleichen Machtvertei lung affi rmativ nichts anderes zu sehen 
als  die Zuweisung von Handlungschancen an diejenigen, die 
angebl ich am besten zur Realis ierung der jeweil igen gesamt­
gesel lschaftl ichen Ziele beitragen können.  Damit aber steht die 
Theorie vor einem Di lemma : >> Strukturel len Dimensionen der 
Machtvertei lung wird von den Integrationstheoretikern ebenso 
die Relevanz abgesprochen, wie die Konflikttheorie eigenstän­
dige, d .  h .  strukturunabhängige Funktionen des pol it ischen 
Systems auf analytischer Ebene vorzusehen bereit ist . <d 
In  seinem Aufsatz Politische H errschafl und K Iassenstrukturen 
hat Offe versucht, beide analytischen Ansätze miteinander 
zu verbinden, um die Einführung systemtheoretischer Kate­
gorien nicht mit dem Verlust der spezie l len Fragestel lung und 
Erklärungskraft der  Konflikttheorie a l lzu teuer bezah len zu 
müssen . Die Frage, von der Offe dabei ausgeht, erscheint auf 
dem Hintergrund der vorangegangenen Überlegungen unmit­
telbar p lausibe l : >>Welche gese l l schaftl ichen Mechanismen be­
wirken, daß gese l l schaftl iche I nteressen dominanten Einfluß auf 
die Funktionsweise des pol it ischen Systems er langen, ohne ge­
gen dieses ihre frühere >Staatsfreie< Selbständigkeit l änger be­
haupten zu können ? <<6 
Die Antwort erfordert den Nachweis, daß das pol it ische In-
3 C .  Offe, Politische Herrschall um/ Klassmstrukturm. i n :  Krcss ,  G., 
Scnghaas ,  D. (cds.), Politikwissenscha/1. Eine Einführung in ilne Probleme, 
Frankfurt  1 96 9 ,  S. 1 60 .  
4 A.a .O . ,  S .  168 f.  
5 A . a .O . ,  S .  1 5 9· 
6 A . a . O . ,  S. 1 6 2 .  
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stitutionensystem des org.lnisintcn Kapital ismus interessenspe­
zifisch, d .  h .  im Sinne der Herrschaft eines partiku laren Inter­
esses funktioniert, obwohl ,  wie Offe schreibt, »im Wil lensb i l ­
dungssystem plural istisch organisierter In teressen und des 
a l lgemeinen Wahl rechts die institutionel len Barrieren << zu feh­
len scheinen, "d ie bestimmte gese l l schaftliche Interessengruppen 
daran hindern, am polit i schen Wil lensbi ldungsprozeß teilzu­
nehmen . « ?  Das Problem besteht darin, wie sich s innvol l  
von der Repressiv ität eines offenen, auf In tegration und 
Konsensbi ldung angewiesenen pol itischen Systems sprechen 
bzw. ob sich überhaupt im Rahmen einer Theorie, die 
dem integrativen Charakter und der gesamtgese l l schaftli­
chen Bedeutung moderner politischer Institutionen vol l  Rech­
nung tragen wi l l ,  gleichwoh l ein tragfähiger Begriff von 
Repressivität bilden läßt, ohne daß die Analyse in  konfl ikt­
theoretische Aporien zurückfäl l t .  I mmerhin könnte die Repres­
s ivität eines pol itischen Systems darin bestehen, daß es aus 
Gründen, die in seiner institutionel len Struktur l iegen, unfähig 
wäre, die ihm durch den a l lgemeinen Bedeutungszuwachs pol i­
tischer Prozesse und Entscheidungen zugefal lenen Möglichkei­
ten planvol ler gesamtgese l l schaftlicher Transformation wirkl ich 
zu nutzen. Vielmehr wäre ein in diesem Sinne repressives pol i­
tisches System aufgrund seiner zeitl ich, sachl ich und sozial 
minimalen Reichweite ständig auf eine Minimalpolit ik ver­
pfl i chtet, die über die Reproduktion eines gegebenen ge­
sel lschaftlichen Status quo nicht hinauskommen könnte. Re­
press ivität in diesem Sinne wäre dann gleichbedeutend mit 
institutional isiertem Konservativismus politischer Entschei­
dungsprozesse, mit einer derart schwachen Steuerungs- und 
Planungsfähigkeit der politischen Institutionen, daß die Ent­
scheidung über Ausmaß und Richtung des sozialen Wandels 
ohne Not dem naturwüchsigen Spiel der faktischen sozialen 
Mächte und I nteressen überlassen b leiben müßte. Der Herr­
schaftscharakter eines derartigen, nach außen offenen und 
" demokratischen << polit ischen Systems bestünde daher in  seiner 
Schwäche gegenüber dem Status quo. Deren Ursache wieder­
um wäre in  einer institutionell bedingten Unfähigkeit des pol i­
tischen Systems zu vermuten, die ihm eigentüml ichen Ressour­
cen und Steuerungsmittel in ausreichendem Umfang zu pro-
7 A . a . O . ,  S .  163. 



duzieren, näml ich mehr als einen nur min imalen Konsens zu 
mobil is ieren. Die planvol le Veränderung bestehender Zu­
stände auch gegen den Widerstand etablierter Mächte und pri­
v i legierter Interessenten setzt voraus, daß politische Mobi l i ­
sierungsprozesse die Selbstverständl ichkeit der eingelebten 
Verhältn isse, die unbesehene Geltung von Traditionen und die 
bl inde Hinnahme überl ieferter Einste l lungen zerstören und 
identifizierbaren, diskutierbaren und kontroll ierbaren gesamt­
gesel lschaftlichen Zielen Legitimität im Sinne von aktiver, mas­
senhafter Unterstützung verschaffen.  Repress iv ität bestünde 
demnach vor al lem in einer nur schwach entwickelten , über ein 
politisches Ex istenzminimum, das al lenfal ls noch zu techno­
kratischer Verwaltung ausreicht, nicht hinausgehenden Mobi­
l i s ierungsfäh igkeit, d .  h .  einer institutional isierten Unfähig­
keit, politische Betei l igung in nennenswertem Umfang aufzu­
nehmen oder zu organis ieren . Geht man von einem solchen, 
hier nur grob umrissenen systemtheoretischen Begriff politi­
scher Repress iv ität aus, so hätte die konkrete Analyse zweierlei 
zu zeigen. Sie hätte zunächst jene I nteressen zu identifizieren, 
denen der institutional isierte Konservativismus polit ischer Ent­
scheidungsprozesse nützt, und dabei jene Strukturelemente der 
gegenwärtigen Gesellschaft zu bezeichnen, denen die mangelnde 
Reichweite der pol itischen I nstitutionen das überleben über 
ihre Zeit h inaus garantiert. Zweitens wäre nachzuweisen, daß 
es innerhalb des politischen Institutionensystems Mechan ismen 
gibt, die d ieses zuverlässig daran hindern, das Niveau von 
••Minimal-Polit ik << zu überschreiten, das gerade ausreicht, den 
bestehenden Zustand zu s ichern .  Derartige Mechan ismen könn­
ten, wie Claus Offe in dem zitierten Aufsatz vermutet, in be­
stimmten institutionalisierten Erfolgs- oder Bestandsbedingun­
gen einzelner zum politischen System gehörender Organ isatio­
nen bestehen, die al le Versuche, anspruchsvollere Formen der 
Wil lensbi ldung oder der politischen Planung einzuführen, mit 
dem Zusammenbruch der bestehenden Institutionen sanktio­
n ieren. S ie könnten auch darin bestehen, daß die Befried igung 
jener im Status quo abdeckbaren minimalen Interessen und Be­
dürfnisse im übrigen unterprivi legierter Gruppen, aus der ein 
schwaches politisches System sein residuales Konsensaufkom­
men bestreitet, durch die Folgen, die die Artikulation an­
spruchsvol lerer Forderungen für die Stabilität des I nstitutio-
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nensystems hat, gefährdet wird.  I n  jedem Fal l  aber s ind es 
vor a l lem Mechanismen der Abwehr politischer Beteiligung, 
die das Funktion ieren des politischen Systems garantieren müs­
sen. Sie vor al len Dingen müssen dafür einstehen, daß die für 
die Entwicklung eines min imalen Konsens unerläßl iche Offen­
heit der politischen Institutionen erhalten bleibt, ohne daß 
die Konsensbi ldungskapazitäten des polit ischen Systems durch 
Ausnutzung der formal gewährten Betei l igungschancen über­
fordert, seine Fähigkeit, Alternativen zu verarbeiten, über­
mäßig beansprucht und seine a l lgemeine Stabi l ität hierdurch 
gefährdet würden.  

Zur Auswahl der Fal lstudien 

I n  diesem Buch wollen wir den Versuch machen, einige dieser 
Mechanismen und Techniken stabil itätssichernder Abwehr von 
polit ischer Betei l igung darzustel len und zu analysieren . Zur 
Methode sowie zur Auswahl der Gegenstände unserer Unter­
suchung möchten wir drei kurze Bemerkungen voranschicken. 
r .  Wenn wir uns ausschl ießlich Techniken und Fällen >> gewalt­
loser Repression<< zuwenden, so nicht, weil wir die Anwendung 
manifester Gewalt in  ihrer Bedeutung für die Sicherung des 
gegenwärtigen Systems unterschätzen . Wir sind aber der An­
sicht, daß mindestens zur Zeit jene Stabil is ierungsmechan ismen 
erheblich wichtiger sind, die ohne das mit der Anwendung von 
physischem Zwang verbundene Risiko des Loyal itätsverlusts 
funktion ieren . Dies vor al lem aus zwei Gründen : die Hebel 
gewaltloser Repression werden unvergleichl ich viel  häufiger, 
nämlich al l tägl ich, betätigt, und sie wirken so subtil und fast 
unmerkl ich, daß sie mit dem Rechtfertigungsinstrumentarium 
l iberal-demokratischer Institutionen nur schwer in  Wider­
spruch geraten können. Erst dies erlaubt es einem an den ge­
sellschaftlichen Status quo gebundenen politischen System, sich 
als prinzipiel l  offen fü r al le Interessen, Bedürfnisse und Alter­
nativen darzustel len,  obwohl es strukturell darauf angewiesen 
ist, eine Vielzahl von Alternativen von vornherein auszuschal­
ten. 
z. Was die Methode betrifft, so haben wir uns darauf be­
schränkt, exemplarische Fälle unter einigen vorab plausibel zu 
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machenden Gesichtspunkten zu .111alysicrcn.  Dag wtr uns auf 
Fal l studien konzentrieren, hat wiederum vor al lem zwei 
Gründe. Erstens meinen wir ,  daß die polit ische Soziologie sich 
auch und gerade der Diskussion relativ aktuel ler Ereignisse 
stellen sol l te, weil sie dann am ehesten die Chance hat, daß 
ihre systematischen Erk lärungen Eingang in Lernprozesse der 
unm ittelbar als Akteure und mitte lbar a l s  Zuschauer Bete i l ig­
ten finden können .  Je näher sie sich an erfah rbare und erfah­
rene Ereign isse heranbegibt, desto mehr kann sie zur Selbst­
k l ärung der Handelnden beitragen - desto größer fre i l ich wird 
auch die Gefahr des Scheiterns der zugrunde gelegten Hypo­
thesen . Zweitens können Fal lstudien recht gut den Al l tags­
charakter und das im Grunde undramatische Funktion ieren 
jener Mechanismen deutl ich machen, um deren genauere Be­
schreibung es uns geht. Deshalb haben wir uns auch auf Ereig­
nisse konzentriert, die sich mehr oder weniger auf unterer 
Ebene des Wil lensbi ldungsprozesses abgespie lt  haben und de­
ren Ausgang, jeweils für sich genommen, von n icht mehr als 
lokaler Bedeutung war.  Daß in  jedem der Fäl le  die nationalen 
Parteispitzen nachhalt ig interven ierten, zeigt frei l ich die Bri­
sanz auch relativ unbedeutender Konflikte, wenn in ihnen die 
institutionellen Sicherungen » durchzubrennen « drohen .  Der 
Kontrast zwischen dem wirklichen Ausmaß der Bedrohung des 
gesamtgesel l schaftlichen Zustands einerseits und der überaus 
heftigen, auf den ersten Bl ick ganz und gar unverhältnismäßi­
gen Reaktion von Führungsspitzen und Offentl ichkeit mag 
verdeutl ichen, von welcher Wichtigkeit das zwanglose Funk­
tion ieren der Abwehr polit ischer Betei l igung schon auf unter­
ster Ebene tatsächl ich ist .  
3· Obwohl wir  prinzipiel l  ebensogut Gewerkschaften, Büro­
kratien, Parlamente usw. hätten untersuchen können, haben 
wir unsere Fälle sämtl ich dem Willensbi ldungsprozeß in poli­
tischen Parteien entnommen . Dies n icht nur, weil die spätestens 
seit dem Münchener Bundeskongreß der Jungsozial isten im 
Jahre 1 969 neu in Gang gekommene Auseinandersetzung über 
die Aussichten innerparte i l icher Opposition ein solches Vor­
gehen mehr als rechtfertigt . Die restriktiven Bedingungen, de­
ren Wirkungsweise wir untersuchen wol len,  sind bei den pol iti­
schen Parteien so stark formal isiert - näml ich im rechtlich ge­
regelten a l l gemeinen Wah lverfahren -, daß mehr als bei ande-



ren Organisationen der politischen Wil lensbi ldung bei den 
Parteien der Erfolg meßbar ist und die Ziele der Organisation 
operational isierbar und kontrol l ierbar sind. Zugleich nehmen 
die Parteien innerhalb der bestehenden I nstitutionen der Wil­
lensbi ldung und Legitimierung mehr und mehr einen zentralen 
Platz e in .  Zunächst bezieht s ich das residuale Angebot an 
systemkonformen politischen Betei l igungsmöglichkeiten fast 
ausschl ießl ich auf die Parte ien .  Darüber hinaus aber sind es vor 
al lem sie, die das für die  Stabi l i tät des Systems ausschlagge­
bende Problem zu lösen haben, wie ohne eine zu Krisen füh­
rende Zurücknahme der prinzipiel len Offenheit für alle nur 
denkbaren Alternativen die schl ießl iehen Entscheidungen mit  
einiger Sicherheit in  e inem von vornherein festl iegenden Rah­
men gehalten werden können, ohne daß d iese Determinierung 
des Ergebnisses die konsensbi ldende Wirkung von Beteil igungs­
prozessen oder mindestens von Liberal ität aufhebt. Mit ande­
ren Worten : die I nstitutionen der polit ischen Wil lensbildung, 
i n  ihrem Zentrum die polit ischen Parteien, müssen so beschaf­
fen sein, daß in ihnen, solange sie überhaupt funktionieren, 
nur bestimmte Entscheidungen zustande kommen können und 
bestimmte andere Entscheidungen unter keinen Umständen, 
und zwar ohne daß es dazu der Anwendung manifester Ge­
walt bedarf. Unser Interesse richtet s ich auf die Wirkungs­
weise d ieser Mechanismen, auf ihre internen und externen 
Gleichgewichtsbedingungen sowie auf jene Prozesse, die Stö­
rungen dieses Gleichgewichts kompensieren können. Hierzu 
haben wir Fälle ausgesucht, i n  denen diese Gleichgewichtsbe­
dingungen verletzt, i n  denen demnach die Koexistenz von for­
maler Demokratie und institutional i siertem polit ischen Konser­
vativ ismus gefährdet wurde. Ein ige der Kontrol lprozesse, die 
das System mobil isieren kann, um das zeitweise bedrohte 
Gleichgewicht wiederherzustel len,  wollen wir genauer unter­
suchen .  Dabei betonen wir,  anders a ls  die konservative Publi­
zistik, die sowohl im Frankfurter " fal l  Littmann<< als auch in 
den Ereign issen in  der Münchener SPD erste Einbrüche in  die 
Stabil ität des Status quo erkennen wil l ,  die Wirksamkeit der 
gesamtgesel lschaftlichen Kontrol len mehr als die jeweils be­
wirkten größeren oder kleineren Veränderungen. Das sol l  n icht 
bedeuten, daß wir diese Veränderungen unterschätzen oder 
weitergehende auf die Dauer für ganz  ausgeschlossen erk lären 
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wol len .  I m  Gegente i l .  Wir wollen, indem wir das Ausmaß de1 
Widerstände hervorheben , zu einer realistischen Einschätzung 
der Grenzen und Möglichkeiten innerparteil icher Opposition 
in beiden Richtungen, sowohl hinsichtlich der Grenzen als auch 
hinsichtl ich der Möglichkeiten, beitragen .  
Bevor wir uns jedoch den Fal lstudien zuwenden, möchten wir 
so kurz wie möglich die leitenden Gesichtspunkte unserer 
Überlegungen darstel len .  Zunächst wollen wir zu  k lären ver­
suchen, warum das politische System der parlamentarischen 
Demokratie e in aufgrund seiner institutionellen Struktur kon­
servatives System ist und worauf seine bis heute nahezu unge­
brochene Stabil ität beruht. Im Anschluß daran sol len die Aus­
wirkungen untersucht werden, die d ieser Umstand auf das 
Verhalten und die innere Struktur großer politischer Parteien 
hat, wobei wir insbesondere zeigen werden, welcher Art die 
Mechanismen zur Abwehr politischer Beteil igung s ind,  die ver­
hindern, daß das politische System i n  ernsthafte Konflikte mit  
dem gesel lschaftlichen Status quo gerät. 

Der institutional isierte Konservativismus : die Politik des 
Status quo 

Wir haben oben kurz darauf hingewiesen, daß es vor a l lem die 
Einführung der freien und a l lgemeinen Wahl war, mit  deren 
Hi lfe das politische System das Maß an Selbständigkeit und 
an eigenen Entscheidungsprämissen gewann, dessen es zur Er­
fül lung der ihm zugewachsenen gese l l schaftlichen und wirt­
schaftlichen Lenkungsfunktionen bedurfte. Denn die Chance 
politischer Einwirkung auf die soziale Basis hängt davon ab, 
daß das polit ische System gegenüber den faktischen gesel l ­
schaftlichen Machtverhältn issen so vie l  Abstand gewinnt ,  daß 
es nicht mehr ledigl ich reflexhaft auf gese l lschaftl iche Entwick­
lungen reagieren muß, sondern eigengesetzl iche Funktionsab­
läufe ausbi lden kann . Dazu muß ein solches »ausdifferenziertes<< 
System Schranken gegen seine jewei l igen Umwelten errichten 
und behaupten, die e in ungebrochenes Durchschlagen externer 
Vorgänge auf das System verhindern, ihm seine Autonomie 
erhalten und dafür sorgen, daß es die für sein Funktionieren 
relevanten Informationen in eine systemeigene Symbolik über-
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